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Mitteilung Berlin, den 24. Oktober 2022 

 Die 30. Sitzung des Ausschusses für Arbeit und 
Soziales 
findet statt am  
Montag, dem 7. November 2022, 
15:15 Uhr bis ca. 16:45 Uhr 
10557 Berlin 
Paul-Löbe-Haus 
Sitzungssaal: 4.900 

Sekretariat 
Telefon: +49 30 - 227 3 24 87 
Fax: +49 30 - 227 3 60 30 

Sitzungssaal 
Telefon: +49 30 - 227 3 33 08 
Fax: +49 30 - 227 3 63 32 

 

Achtung! 
Abweichende Sitzungszeit! 
  
 

  

 

Tagesordnung - Öffentliche Anhörung1 

 

a) 

Einziger Punkt der Tagesordnung 

Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der 
Bestimmungen der Umwandlungsrichtlinie über die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer bei 
grenzüberschreitenden Umwandlungen, 
Verschmelzungen und Spaltungen 

BT-Drucksache 20/3817 

Hierzu wurde/wird verteilt: 
20(11)188 Gutachtliche Stellungnahme 

Öffentliche Anhörung von Sachverständigen 
 
 

  

Federführend: 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 

Mitberatend: 
Rechtsausschuss 
Wirtschaftsausschuss 

Gutachtlich: 
Parlamentarischer Beirat für nachhaltige 
Entwicklung 
 
 

                                                           
1 Die Öffentlichkeit wird über eine live TV-Übertragung hergestellt. Die Anhörung wird auch unter 
www.bundestag.de ausgestrahlt und ist danach in der Mediathek abrufbar. 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/038/2003817.pdf
http://www.bundestag.de/
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b) Antrag der Abgeordneten Pascal Meiser, Susanne 
Ferschl, Gökay Akbulut, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion DIE LINKE. 

Lücken bei der deutschen 
Unternehmensmitbestimmung schließen 

BT-Drucksache 20/4056 
 
 

Federführend: 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 

Mitberatend: 
Rechtsausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
 
 

  
Bernd Rützel, MdB 
Vorsitzender 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/040/2004056.pdf
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